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27. März 2012/bgv27 

Klare Regeln für die Hygiene in medizinischen 

Einrichtungen 
Hamburgische Verordnung über Hygiene und Infektionsprävention 

beschlossen 

Der Senat hat heute die Hamburgische Verordnung über die Hygiene und Infektionsprävention 

in medizinischen Einrichtungen beschlossen. Durch die Verordnung werden Maßnahmen zur 

Verhütung, Erkennung, Erfassung und Bekämpfung von nosokomialen Infektionen, d.h. 

Infektionen, die in Zusammenhang mit medizinischen Behandlungen erworben wurden, und 

Krankheitserregern mit Resistenzen geregelt. Die Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung 

im Gesetz- und Verordnungsblatt, die in den nächsten Tagen erfolgen wird, in Kraft.  

„Immer wieder geraten Krankenhäuser oder Arztpraxen aufgrund von Hygienemängeln in den Fokus. 

Auch nehmen Erkrankungsfälle zu, in denen wir es mit Keimen zu tun haben, die gegen Antibiotika 

resistent sind. Deshalb müssen wir diesen Entwicklungen entschlossen entgegen steuern“, so 

Gesundheitssenatorin Cornelia Prüfer-Storcks. „Mit der vorgelegten Verordnung setzen wir klare 

Regeln für die Hygiene in medizinischen Einrichtungen, insbesondere mit den Vorgaben zur 

Beschäftigung von speziell ausgebildetem Personal.“ 

Um in medizinischen Einrichtungen wirksam auf Hygiene achten zu können, ist entsprechend 

ausgebildetes Fachpersonal mit klaren Kompetenzen notwendig. Deshalb sind in den Häusern 

Hygienekommissionen einzurichten und Hygienefachkräfte, Krankenhaushygienikerinnen und -

hygieniker sowie hygienebeauftragte Ärztinnen und Ärzte zu bestellen. Notwendige fachliche 

Qualifikationen sowie Kompetenzen sind in der Verordnung ebenfalls festgelegt. 

Krankenhaushygieniker müssen beispielsweise anerkannte Fachärztinnen oder -ärzte für Hygiene und 

Umweltmedizin oder Mikrobiologie, Virologie und Infektionsepidemiologie sein oder als approbierte 

Humanmedizinerinnen oder -mediziner erfolgreich entsprechend anerkannte Fortbildungen durchlaufen 

haben. Der Bundesgesetzgeber räumt für die Ausstattung mit Hygienefachpersonal eine 

Übergangsfrist bis längstens 2016 ein.  

Die Dokumentation von Infektionen und Antibiotikaresistenzen wird ebenso klar geregelt. So sind 

beispielsweise entsprechende Untersuchungen und Maßnahmen zu dokumentieren und zu evaluieren. 

Zur Transparenz müssen diese Berichte in allgemein zugänglicher Form veröffentlicht werden.  

Mit der Verordnung setzt Hamburg den bundesgesetzlichen Auftrag gemäß des 

Infektionsschutzgesetzes (IfSG) um, durch eine Rechtsverordnung für Krankenhäuser, Einrichtungen 

für ambulantes Operieren, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den 

Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, sowie für Dialyseeinrichtungen und 

Tageskliniken die jeweils erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung, Erkennung, Erfassung und 

Bekämpfung von nosokomialen Infektionen und Krankheitserregern mit Resistenzen zu regeln. Die 

Verordnung greift außerdem die vom Gesetzgeber geschaffene Möglichkeit auf, für Arztpraxen, 
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Zahnarztpraxen und Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe, in denen invasive Eingriffe 

vorgenommen werden, innerbetriebliche Verfahrensweisen bzw. Hygienepläne zu fordern.  

Die Verordnung regelt im Einzelnen u.a.:  

 Hygienische Mindestanforderungen an Bau, Ausstattung und Betrieb der Einrichtungen; 

 Bestellung, Aufgaben und Zusammensetzung einer Hygienekommission; 

 Erforderliche personelle Ausstattung mit Hygienefachkräften und Krankenhaushygienikerinnen 

bzw. Krankenhaushygienikern und die Bestellung von hygienebeauftragten Ärztinnen bzw. Ärzten 

(einschließlich bis längstens zum 31. Dezember 2016 befristeter Übergangsvorschriften zur 

Qualifikation ausreichenden Fachpersonals); 

 Aufgaben und Anforderungen an Fort- und Weiterbildung der in der Einrichtung erforderlichen 

Hygienefachkräfte, Krankenhaushygienikerinnen bzw. Krankenhaushygienikern und 

hygienebeauftragten Ärztinnen bzw. Ärzte; 

 Strukturen und Methoden zur Erkennung von nosokomialen Infektionen und resistenten Erregern 

und zur Erfassung im Rahmen der ärztlichen und pflegerischen Dokumentationspflicht; 

 Einsichtnahmerecht des Hygienefachpersonals in Akten der jeweiligen Einrichtung, einschließlich 

der Patientenakten zur Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben; 

 Information des Personals über Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von nosokomialen 

Infektionen und Krankheitserregern mit Resistenzen; 

 Information von aufnehmenden Einrichtungen und niedergelassenen Ärztinnen bzw. Ärzten bei der 

Verlegung, Überweisung oder Entlassung von Patientinnen bzw. Patienten über Maßnahmen, die 

zur Verhütung und Bekämpfung von nosokomialen Infektionen und von Krankheitserregern mit 

Resistenzen erforderlich sind. 

Die beschlossene Verordnung wird nun den entsprechenden Einrichtungen zugesandt und steht in 

Kürze unter www.hamburg.de/krankenhaushygiene zum Download zur Verfügung. Sie kann zudem 

unter oeffentlichergesundheitsdienst@bgv.hamburg.de bei der Behörde für Gesundheit und 

Verbraucherschutz bestellt werden.  

 

 

Rückfragen der Medien: 

Pressestelle der Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz 

Rico Schmidt; Tel.: 428 37-2332 

E-Mail: pressestelle@bgv.hamburg.de; Internet: www.hamburg.de/bgv 

http://www.hamburg.de/krankenhaushygiene
mailto:oeffentlichergesundheitsdienst@bgv.hamburg.de
mailto:pressestelle@bgv.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bgv
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28. März 2012/bgv28 

 Ein unzureichender Minimalkonsens in der 
Pflege 
Gesundheitssenatorin Prüfer-Storcks kritisiert Vorlage des Gesetzes zur 

Neuausrichtung der Pflege im Bundeskabinett 

Das Bundeskabinett hat heute den Entwurf eines Pflege-Neuausrichtungs-Gesetzes vorgelegt, 

der seinem Namen nicht gerecht wird. Ab 1. Januar 2013 soll demnach u.a. der Beitrag zur 

Pflegeversicherung um 0,1 Prozentpunkte erhöht werden, um insbesondere die geringfügigen 

Verbesserungen für Demenzkranke zu finanzieren. Demenzkranke in der Pflegestufe 3 bleiben 

dabei unberücksichtigt. Hamburgs Gesundheitssenatorin Cornelia Prüfer-Storcks kritisiert die 

Pläne der Bundesregierung als unzureichenden Minimalkonsens, der deutlich zu kurz greift.  

„Auch nach dem von ihr selbst ausgerufenen Jahr der Pflege hat die Bundesregierung offensichtlich 

nichts dazu gelernt. Außer dem kleinsten gemeinsamen Nenner findet sie keine Ansätze zur 

Verbesserung der Pflege und kann so die Probleme der demografischen Entwicklung nicht lösen“, so 

Senatorin Prüfer-Storcks. „Wozu gab es einen Dialog mit Verbänden, Kommunen und Betroffenen, 

wenn davon dann im Ergebnis so gut wie nichts übrig bleibt. Auch dass der seit 2009 vorliegende 

Bericht des Beirats zur Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs nicht umgesetzt wird, 

sondern lediglich geringfügige Leistungsverbesserungen für Demenzkranke in Form von 

Übergangsregelungen vorgesehen sind, ist zu kurz gegriffen.“ 

Die erwarteten Mehreinnahmen von rd. 1 Mrd. Euro gewährleisten nur eine Finanzierung der 

genannten Leistungen bis 2015. Entsprechend werden die Leistungsverbesserungen für 

Demenzkranke lediglich in Form von Übergangsregelungen gewährt. Was danach geleistet und 

finanziert wird bleibt ungeregelt. Die betroffenen Demenzkranken und deren Angehörige erhalten somit 

keine gesicherte und nachhaltige Verbesserung ihrer pflegerischen Versorgung. Dabei liegen seit 2009 

die Vorschläge des Expertenbeirats zur Einführung eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und damit 

für eine bessere Erfassung des pflegerischen Versorgungsbedarfs vor. 

„Die Neuausrichtung der Pflegepolitik, beispielsweise mit der Einführung des neuen erweiterten 

Pflegebedürftigkeitsbegriffs, der Anpassung des Leistungsrechts oder den Entlastungen für die 

pflegenden Angehörigen, kann nicht auf die lange Bank geschoben werden. Notwendig sind bereits 

heute deutliche Weichenstellungen, nicht erst nach 2015“, so Senatorin Prüfer-Storcks weiter. Die 

SPD-regierten Länder hatten hierzu bereits auf der 84. Arbeits- und Sozialministerkonferenz im 

November 2011 Eckpunkte für eine Neuausrichtung der Pflege beschlossen.  
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Anstelle einer nachhaltigen Sicherung der Finanzierung der gesetzlichen Pflege-Versicherung hat die 

Bundesregierung lediglich ein weiteres Gesetz zur steuerlichen Förderung einer freiwilligen privaten 

Pflege-Zusatzversicherung angekündigt.  

Senatorin Prüfer-Storcks: „Eine solche Förderung wird Familien mit geringem Einkommen nicht 

erreichen. In den Genuss einer steuerlichen Förderung kämen nur Gutverdiener. Auch Kranke dürften 

nicht in der Lage sein, eine geförderte Zusatzversicherung abzuschließen, da ihr Gesundheitsrisiko 

sich nur über entsprechend hohe, kaum bezahlbare Prämien versichern ließe. Die Verlässlichkeit einer 

steuerlichen Förderung lässt sich auch an der aktuellen Ankündigung der Bundesregierung messen, 

die beabsichtigt, die Bundeszuschüsse an die gesetzliche Krankenversicherung und 

Rentenversicherung zu kürzen.“ 

Die Gesundheitssenatorin spricht sich für die Einführung einer solidarischen Bürgerversicherung für 

eine nachhaltige und auskömmliche Finanzierung der Pflege aus, mit der auch die Mehrkosten der 

demografischen Entwicklung und die Umsetzung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs finanziert 

werden könnten. 

 

 

Rückfragen der Medien: 

Pressestelle der Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz 
Rico Schmidt; Tel.: 428 37-2332 

E-Mail: pressestelle@bgv.hamburg.de; Internet: www.hamburg.de/bgv  

 

mailto:pressestelle@bgv.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bgv
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26.März 2012/pr26 

 

 

„Laut gegen Nazis“ - Signal aus Hamburg 

 

Aus 24 Veranstaltungen wurden 72: Bürgermeister Scholz würdigt 

Engagement des Vereins „Laut gegen Nazis“ und seine Aktion „Hamburg 

steht auf“ 
 

Hamburgs Erster Bürgermeister Olaf Scholz hat am Montag das Engagement des Vereins „Laut 

gegen Nazis“ und die Bilanz der Aktion „Hamburg steht auf“ gewürdigt. Unter der 

Schirmherrschaft des Ersten Bürgermeisters hat der Verein im Rahmen der Aktion „Hamburg 

steht auf“ bis zum vergangenen Wochenende eine Vielzahl von Konzerten, Workshops, 

Lesungen, Ausstellungen und Schulprojekten organisiert, mit denen Rassismus und 

Ausgrenzung thematisiert und für mehr Respekt geworben wurde. Am Montag zogen 

Bürgermeister Scholz, der Initiator der Aktion, Jörn Menge und Innensenator Michael Neumann 

eine Bilanz. 

 

Hamburgs Erster Bürgermeister Olaf Scholz: 

 

„Die gesellschaftliche Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und 

Intoleranz ist notwendig. Sie wird in Hamburg engagiert geführt – auch durch das beeindruckende und 

hartnäckige Engagement des Vereins „Laut gegen Nazis“. Ich danke allen, die sich in den 

vergangenen Wochen für das Projekt „Hamburg steht auf – laut gegen Nazis“ eingesetzt haben – 

Prominenten, weniger Prominenten und in erster Linie dem Initiator Jörn Menge. 

 

Das gesellschaftliche Engagement kann und darf die politische Auseinandersetzung mit dem 

Rechtsextremismus nicht ersetzen. Deshalb ist es ein gutes Zeichen, dass auf politischer Ebene – 

etwa beim Thema NPD-Verbotsverfahren – Hamburg eine klare Position hat und dass die Stimme 

Hamburgs in der Bundesrepublik auch in dieser Sache deutlich zu hören ist.“ 

 

 

Jörn Menge, Initiator „Hamburg steht auf – laut gegen Nazis“: 

 

„Geplant waren eigentlich 24 Veranstaltungen. Nach der Akquisition von rund 150 Supportern konnten 

wir nicht widerstehen, daraus 72 Veranstaltungen zu machen. Von den in der letzten Woche 

stattgefundenen Veranstaltungen hat der Verein „Laut gegen Nazis e. V.” 20 Workshops sowie gut 20 
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Eigenveranstaltungen umgesetzt. Die Breite des Angebots war in erster Linie Resultat der 

Eigeninitiative und des Eigenengagements unserer Partnerinnen und Partner, die eigene Programme 

erstellten. Der Erste Bürgermeister der Freien und Hansestadt Hamburg war Schirmherr einer Reihe, 

die es in dieser Form bisher nicht gab. Wir sind ermutigt, sofort in die Planung für 2013 zu gehen und 

sagen „Danke“ an alle Beteiligten.“ 

 

 

Innensenator Michael Neumann: 

 

„Beim Kampf gegen den Rechtsextremismus gilt für Hamburg das Null-Toleranz-Prinzip. 

Menschenverachtende Ideologien haben in unserer Demokratie nichts zu suchen. Deshalb werden wir 

auch alles dafür tun, dem verfassungsfeindlichen Treiben der NPD so schnell wie möglich ein Ende zu 

bereiten. Ich bin froh, dass sich die Innenministerkonferenz in der vergangenen Woche einmütig dem 

Hamburger Kurs angeschlossen hat. Damit sind wir einem NPD-Verbot einen großen Schritt näher 

gekommen.“ 

 

Jörg Schmoll 

Stellvertretender Sprecher des Senats 

Rathausmarkt 1 

20095 Hamburg 

Tel.: (040) 42831-2241 

Fax: (040) 42831-2184 

Mobil: 01520 - 900 70 14 

joerg.schmoll@sk.hamburg.de 

 

 

 

Jörn Menge 

Make A Noise 

Kronsaalsweg 70-74 

22525 Hamburg 

Tel.: 040-54 70 96 78-0 

Fax: 040 - 73 44 44 749 

info@makeanoise.de 

 

 

 

mailto:joerg.schmoll@sk.hamburg.de
mailto:info@makeanoise.de
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29. März 2012 / bis29 

Hamburgs Straßenverkehr 2011:  Zweitbeste Bilanz der 
letzten Jahrzehnte, aber mehr Verunglückte als im Vorjahr  
 

Was sich anhand der Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes bereits im Februar 

abzeichnete, wird jetzt durch die Unfallbilanz der Hamburger Polizei auch im Detail deutlich: In allen 

wesentlichen Bereichen der Unfallstatistik gab es 2011 Steigerungen gegenüber dem Vorjahr. Eine 

Entwicklung, die nach Einschätzung der Behörde für Inneres und Sport im Wesentlichen auf die 

deutlich unterschiedlichen Witterungs- und Straßenverhältnisse im Vergleich der Jahre 2011 und 2010 

zurückzuführen ist. 

Die Eckdaten der polizeilichen Unfallstatistik für 2011:  

 Einen geringen Zuwachs von 2,7 % gab es bei der Zahl aller von der Polizei registrierten 

Verkehrsunfälle (66.118 gegenüber 64.375 im Jahr 2010).  

 Die Zahl der Verunglückten stieg in Hamburg im Vergleich zum Vorjahr um 6,5 % (9.821 

gegenüber 9.220).  

 Überdurchschnittliche Zuwächse bei den Verunglückten im Straßenverkehr gab es insbesondere 

bei Motorradfahrern (+ 18,6%), Radfahrern (+ 13,8%) und Fußgängern (+ 13,7%). Geringer war 

der Anstieg bei den verunglückten PKW-Insassen (+ 1,6%).  

 Nachdem 2010 mit 22 Verkehrstoten ein historischer Tiefststand verzeichnet worden war, starben 

2011 wieder mehr Menschen auf Hamburgs Straßen, es gab 34 Verkehrstote. Die Zahl liegt damit 

auf dem Niveau von 2009, als 33 Menschen tödlich verunglückten. Gemessen an der 

Bevölkerungszahl starben in Hamburg 19 Menschen je 1 Million Einwohner, nur in Berlin lag der 

Wert mit 16 darunter. Im Bundesschnitt gab es 49 Verkehrstote je 1 Million Einwohner. 

Innensenator Michael Neumann: „Hamburg hat sich dem bundesweiten Trend bei der 

Unfallentwicklung 2011 leider nicht entziehen können. Der Anstieg von 6,5% bei den Verunglückten 

liegt leicht über dem Bundestrend (+ 5,5%). Alle Zahlen deuten darauf hin, dass das Vergleichsjahr 

2010 - mit seinen lange Zeit winterlichen Straßenverhältnissen - ein außergewöhnliches Jahr in der 

Unfallstatistik war. Im mittelfristigen Vergleich zeigt sich, dass der Trend weiterhin positiv bleibt. Die 

Zahl von 9.821 Verunglückten bedeutet immer noch den zweitniedrigsten Wert der vergangenen 

Jahrzehnte.“ 

Weitere Erkenntnisse aus der Verkehrsunfalllage 2011:  

 

 Die Zahl der verunglückten Kinder (0 bis 14 Jahre) stieg um  7,1 % von 692 auf 741. Kein Kind 

verunglückte tödlich. Anders als bei anderen Altersgruppen, bei denen es Zuwächse gab, stagnierte 

die Zahl der Kinder, die mit dem Rad verunglückten (260 in 2011 gegenüber 262 in 2010).  

 

 Bei den Jungen Erwachsenen (18- bis 24-jährige) nahm die Zahl der registrierten Unfälle mit  

0,1% (11.833 gegenüber 11.820) nur leicht zu, die Zahl der Verunglückten stieg jedoch um 8,7% auf 

insgesamt 1.393 an.  
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 Besonders deutlich fiel der Anstieg der Unfallzahlen bei der Altersgruppe der Senioren (ab 65 

Jahren) aus. 10.962 registrierte Unfälle bedeuten eine Zunahme um 9,6%. Die Zahl der 

Verunglückten stieg um 20,2% (962 gegenüber 800). Der Anstieg der Verunglückten im PKW fiel 

dabei mit + 8,6% (391 gegenüber 360) deutlich geringer aus, als beispielsweise bei den Senioren, 

die zu Fuß im Straßenverkehr verunglückten. Hier stieg die Zahl von 125 auf 186, also um 48,8%. 

Knapp zwei Drittel  (61,6%) aller Unfälle mit Beteiligung von Senioren wurden von diesen selbst 

verursacht. 

 Die Zahl der verunglückten Radfahrer lag mit 2.208 um 13,8% höher als im Vorjahr. Radfahrer sind 

nur an 4,7% aller registrierten Unfälle beteiligt, stellen aber aufgrund ihres geringen Schutzes mit 

22,4% einen hohen Anteil der Verunglückten. 

 Ähnlich fiel der Anstieg mit + 13,7% bei den verunglückten Fußgängern aus (1.127 gegenüber 

991). Auffällig ist die Zahl von 15 getöteten Fußgängern (4 im Vorjahr). 

 

 Bei Verkehrsunfällen mit Personenschäden wurden erneut zu insgesamt rund 30% überhöhte 

Geschwindigkeit und zu geringer Sicherheitsabstand als Hauptunfallursache festgestellt. Häufig 

sind auch großstadttypische Unfallursachen wie „Fehler beim Einfahren in den fließenden Verkehr, 

Abbiegen, Wenden und Rückwärtsfahren“ mit zusammen 26,1%. Auffällig sind Steigerungen bei der 

Ursachengruppe „Benutzung falscher (Richtungs)Fahrbahn oder anderer Straßenteile“ von 5,1% auf 

jetzt 8,0% aller Personenschadensunfälle - eine Ursache, die im Jahr 2011 zu 93,5% durch 

Radfahrer mit gesetzt wurde. 

 

 Einen Anstieg um 10,3% gab es bei der Unfallursache Alkohol. 834 Unfälle unter Alkoholeinfluss 

wurden festgestellt (Vorjahr: 756), dabei verunglückten 360 Menschen. 31,7% aller Alkoholunfälle 

führten somit zu Verletzungen, was die besondere Gefährlichkeit von Alkohol am Steuer 

unterstreicht. Ebenso deutlich wird die Gefahr bei Drogenunfällen. Bei 102 festgestellten Unfällen 

(Vorjahr: 86) verunglückten 69 Menschen.  

 

Innensenator Michael Neumann: „Wir müssen die Zahlen des letzten Jahres ernst nehmen und alles 

daran setzen, dass sich die Entwicklung in diesem Jahr nicht wiederholt. Dies gilt insbesondere für die 

Zahl tödlich Verunglückter, deren Anstieg mich besonders betroffen macht“, so Senator Neumann.   

Der Innensenator hob hervor, dass Hamburg seinen Weg einer konsequenten Verkehrsüberwachung 

in Verbindung mit zahlreichen Angeboten auf dem Gebiet der Unfallprävention fortsetzen werde. 

Neumann: „Im Mittelpunkt steht dabei der Schutz der schwächeren Verkehrsteilnehmer, insbesondere 

der Kinder und Radfahrer.“  

Mit Blick auf das neue deutsche Verkehrssicherheitsprogramm, das eine Reduzierung der Zahl der 

Verkehrstoten um 40% bis zum Jahr 2020 anstrebt, sprach sich der Hamburger Innensenator für ein 

absolutes Alkoholverbot am Steuer aus. Neumann: „Wer fährt, trinkt nicht; wer trinkt, fährt nicht.“ 

Hamburg fordert, dass das Verbot von Alkohol am Steuer, welches sich bei Fahranfängern 

bewährt hat, auf alle Altersgruppen ausgedehnt wird. Ebenso müssten auch andere Themen ohne 

Tabus diskutiert werden, wie etwa die Frage regelmäßiger Seh- bzw. Gesundheitstests im Zuge der 

Verlängerung von Führerscheinen. „Die Bundesregierung sollte die Gelegenheit nutzen, parallel zur 

bevorstehenden Einführung der 15-jährigen Befristung von Führerscheinen auch regelmäßige 

Gesundheitstests zur Pflicht zu machen“, so Innensenator Neumann. 
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Anlage: 

Freie und 

Hansestadt 

Hamburg 

2011 2010 + / - Differenz 

Verkehrsunfälle 

gesamt 

66.118 64.375 + 

1743 

+ 2,7% 

     

Leichtverletzte 

Personen 

8.934 8.450 + 

484 

+ 5,7% 

Schwerverletzte 

Personen 

853 748 + 

105 

+ 14% 

Getötete 

Personen 

34 22 + 12 - 

     

Verkehrsunfälle 

mit Kindern 

646 581 + 65 + 11,2% 

Verletzte Kinder 741 692 + 49 + 7,1% 

Getötete Kinder 0 1 - 1 - 

     

Verkehrsunfälle 

mit Jungen 

Erwachsenen 

11.833 11.820 + 13 + 0,1% 

Verletzte Junge 

Erwachsene 

1.388 1.279 + 

109 

+ 8,5% 

Getötete Junge 

Erwachsene 

5 3 + 2 - 

     

Verkehrsunfälle 

mit Senioren 

10.962 10.002 + 

960 

+ 9,6% 

Verletzte 

Senioren 

953 792 + 

161 

+ 20,3% 

Getötete 

Senioren 

9 8 + 1 - 

Verkehrsunfälle 

mit Fußgängern 

1550 1.298 + 

252 

+ 19,4% 

Verletzte 1.112 987 + + 12,7% 
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Fußgänger 125 

Getötete 

Fußgänger 

15 4 + 9 - 

Verkehrsunfälle 

mit Radfahrern 

3.083 2.657 + 

426 

+ 16% 

Verletzte 

Radfahrer 

2.205 1.936 + 

269 

+ 13,9% 

Getötete 

Radfahrer 

3 4 - 1 - 

 

Verkehrsunfälle 

mit  motorisierten 

Zweirädern (alle) 

1620 1.382 + 

238 

+ 

17,2% 

Verletzte 

motorisierte 

Zweiradfahrer 

861 768 + 

93 

+ 

12,1% 

Getötete 

motorisierte 

Zweiradfahrer 

8 6 + 2 - 

 

 

 

 

Rückfragen: 

Behörde für Inneres und Sport, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

Frank Reschreiter, Tel. 040 – 42839-2673 

E-Mail: pressestelle@bis.hamburg.de Internet: www.hamburg.de/innenbehoerde 

 

mailto:pressestelle@bis.hamburg.de
http://www.hamburg.de/innenbehoerde
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27. September 2012/bsb27 

 

4 Hamburger Schulen in Endausscheidung „Deutscher Schulpreis 2012“ 

Großer Erfolg beim anspruchsvollsten und höchstdotierten Schulpreis 

 

Alle vier Hamburger Bewerber-Schulen für den „Deutschen Schulpreis 2012“ sind in die Endrunde der 

besten 15 deutschen Schulen gekommen und somit für den Schulpreis nominiert, der am 12. Juni in 

Berlin von Bundespräsident Joachim Gauck übergeben wird.  

 

Schulsenator Rabe gratuliert: „Ich bin begeistert, dass alle vier Hamburger Schulen es in die 

Endausscheidung geschafft und somit realistische Chancen haben als Preisträger des 

Deutschen Schulpreises 2012 ausgezeichnet zu werden. Diese Schulen konnten bundesweit 

Aufmerksamkeit für ihre gute Arbeit gewinnen. Das ist nicht nur ein Erfolg für jede einzelne 

dieser Schulen sondern für Hamburg insgesamt.“ 

 

Der Deutsche Schulpreis ist der anspruchsvollste und höchstdotierte Schulpreis Deutschlands und 

zeichnet diejenigen Schulen aus, die für Lernen begeistern und zu Orten des Staunens werden; 

Schulen, die Kreativität freisetzen, Lust an Leistungen entstehen lassen, Lebensfreude und Lebensmut 

stärken und zu Fairness und Verantwortung erziehen. Gesucht werden Schulen, die mit ihren Ideen 

und Konzepten öffentlich und bundesweit Vorbilder für Schulentwicklung in Deutschland sein wollen. 

 

122 Schulen aus allen 16 Bundesländern hatten sich ursprünglich beworben, 5 davon aus Hamburg. 

50 von diesen wurden im ersten Schritt zum „Exzellenzforum des Deutschen Schulpreises 2012“ 

eingeladen, aufgrund von Schulbesuchen dann die TOP 20 Schulen Anfang Dezember benannt.  

 

Die 4 Hamburger nominierten Schulen sind (in alphabetischer Reihenfolge):  

 

 Alexander-von-Humboldt-Gymnasium, Harburg 

 Erich-Kästner-Schule, (Grund- und Statteilschule) Farmsen-Berne 

 Gymnasium Klosterschule, St. Georg 

 Schule Rellinger Straße, (Grundschule) Eimsbüttel 

 

Der Deutsche Schulpreis ist mit 100.000 Euro ausgestattet. Vier weitere Schulen erhalten Preise in 

Höhe von jeweils 25.000 Euro. Zusätzlich wird der „Preis der Jury“ verliehen, der ebenfalls mit 25.000 
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Euro dotiert ist. Alle weiteren nominierten Schulen erhalten Anerkennungspreise in Höhe von je 2.000 

Euro. 

 

Hintergrund-Informationen zum Deutschen Schulpreis: www.deutscher-schulpreis.de  

 

Folgende Hamburger Schulen waren in den letzten Jahren für den Deutschen Schulpreis nominiert 

oder sind mit ihm ausgezeichnet worden:  

 

 Clara Grunwald-Schule, Bergedorf (2006) 

 Max-Brauer-Schule, Altona (2006, Preisträger)  

 Erich-Kästner-Gesamtschule, Farmsen-Berne (2008)  

 Gesamtschule Winterhude (2008)  

 Schule an der Gartenstadt, Wandsbek (2011) 

 

 

Für Rückfragen der Medien: 

 

Behörde für Schule und Berufsbildung 

Peter Albrecht, Pressesprecher 

Tel: (040) 4 28 63 – 2003 

E-Mail: peter.albrecht@bsb.hamburg.de, 

Internet: www.hamburg.de/bsb 

 

 

http://www.deutscher-schulpreis.de/
mailto:peter.albrecht@bsb.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bsb
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28. März 2012/bsb28 

 

Anmeldeverfahren für die Grundschule: 

Wohnortnähe soll entscheidend sein – Geschwisterkinder auf 

eine Schule aufnehmen 

 

Die Hamburgische Bürgerschaft wird heute über die Novellierung des Schulgesetzes zum 

Aufnahmeverfahren an Grundschulen beraten und beschließen. Schulsenator Ties Rabe und die SPD-

Fraktion setzen sich dafür ein, dass ab sofort wieder die Schulweglänge und die gleichzeitige 

Beschulung mit Geschwisterkindern entscheidend für die Aufnahme an einer Grundschule sein 

werden. 

 

Schulsenator Rabe: „Dass Geschwisterkinder jetzt die gleiche Schule besuchen können, hilft 

den Schülern und ihren Familien. Und wenn diese Schule nah am Wohnort ist, umso mehr. Der 

vom Vorgängersenat eingeführte gesetzliche Vorrang von Kindern aus den so genannten 

Anmeldeverbünden vor anderen Geschwisterkindern war eine seltsame Regelung, die von 

Eltern nicht nachvollzogen werden konnte. Deshalb halten wir eine Gesetzesänderung für 

dringend geboten. 

 

Diese Gesetzesänderung beseitigt zudem grundsätzlich das fragwürdige Konstrukt der 

Anmeldeverbünde und ermöglicht künftig, das Anmeldeverfahren nach klaren und für alle 

Eltern nachvollziehbaren Regeln zu gestalten. Sobald die Bürgerschaft den Weg freimacht, 

werden wir schon für die jetzige Anmelderunde die neuen Regeln umsetzen und 

Geschwisterkinder unabhängig vom Anmeldeverbund wie gewünscht an den Schulen ihrer 

älteren Geschwister wohnortnah einschulen.“ 

 

Bislang wurden Kinder bei überangewählten Grundschulen nur dann bevorzugt in die Schule ihrer 

älteren Geschwister aufgenommen, wenn sie innerhalb der Anmeldeverbünde wohnten, in der diese 

Schule lag. Ab sofort sollen Geschwister generell bevorzugt diejenige Schule besuchen können, an der 

die ältere Schwester oder der ältere Bruder bereits unterrichtet wird. 

 

Für Rückfragen der Medien: 

Behörde für Schule und Berufsbildung 

Peter Albrecht, Pressesprecher 

Tel: (040) 4 28 63 – 2003 

E-Mail: peter.albrecht@bsb.hamburg.de, 

Internet: www.hamburg.de/bsb 

 

mailto:peter.albrecht@bsb.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bsb
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29. März 2012/basfi/bsb29 

Bildungs- und Teilhabepaket kommt gut an 

Senator Scheele und Senator Rabe ziehen eine positive Jahresbilanz 

Zum einjährigen Bestehen des Bildungs- und Teilhabepakets haben Sozialsenator Detlef 

Scheele und Schulsenator Ties Rabe heute eine positive Bilanz gezogen. Das unbürokratische 

Hamburgerische Verfahren, das ohne Gutscheine und fast ohne Amtsgänge auskommt, hat sich 

bewährt:  Immer mehr Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, deren Eltern 

Transferleistungen beziehen, nehmen das vielfältige Angebot des Bildungs- und Teilhabepakets 

wahr - Tendenz weiter steigend.  

„Es hat sich gelohnt, dass wir in Hamburg ein unbürokratisches Verfahren eingeführt haben, um es 

bedürftigen Familien mit Kindern leichter zu machen, das vielfältige Angebot des Bildungspakets zu 

nutzen“, betont Sozialsenator Detlef Scheele. „Das ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu mehr 

Motivation, mehr Bildung und mehr Lebensperspektiven. Ich freue mich, dass täglich mehr Familien 

mitmachen, denn Kinder und Jugendliche aus bedürftigen Familien haben ein Anrecht darauf, 

grundsätzlich die gleichen Startchancen zu haben wie ihre Freunde.“  

Auch Schulsenator Ties Rabe freut sich über den Erfolg des Bildungs- und Teilhabepakets in 

Hamburg: “Dank einfacher und unbürokratischer Verfahren konnte die Mittagessenversorgung und die 

Sozialarbeit an den Schulen deutlich ausgeweitet werden. Zudem wurde erstmals – und einmalig in 

ganz Deutschland – eine kostenlose schulische Nachhilfe für alle Schülerinnen und Schüler 

angeboten.“ 

Das Verfahren für bedürftige Familien in Hamburg ist - im Gegensatz zu vielen anderen deutschen 

Städten und Kommunen - äußerst unbürokratisch. Es kommt ohne Gutscheine und fast ohne 

Amtsgänge aus. Die meisten Leistungen erhalten die berechtigten Kinder, Jugendlichen und jungen 

Erwachsenen, indem sie beispielsweise der Kita, der Schule oder dem Sportverein einen Bescheid 

über die Sozialleistungen vorlegen, die ihre Eltern beziehen.   

Deshalb sind die Ergebnisse der Hamburger Evaluation zum Bildungs- und Teilhabepaket für das Jahr 

2011 genauer als die bundesweiten Erhebungen. Denn während die meisten anderen Kommunen nur 

die Zahl der Anträge und der ausgegebenen Gutscheine statistisch erfassen, hat Hamburg erhoben, ob 

und wie bedürftige Familien das Angebot tatsächlich genutzt haben. Diese Erhebungen sind äußerst 

bemerkenswert und liegen teilweise sogar über dem bundesdeutschen Durchschnitt.   

 

Das sind die Ergebnisse der Hamburger Evaluation: 

 

 Schulbedarf wie Schulranzen, Stifte, Hefte oder sonstiges Material. Damit bedürftige 

Kinder mit den nötigen Lernmaterialien ausgestattet sind, wird ihnen zweimal jährlich  ein 

Zuschuss überwiesen – zu Beginn des Schuljahres im ersten Halbjahr 70 Euro und zu 

Beginn des zweiten Halbjahrs  



 

16 

30 Euro, insgesamt also 100 Euro. Die Teilleistung zu Beginn des Schuljahrs 2011/2012 

haben rund 93 Prozent aller Leistungsberechtigten in Anspruch genommen. Von 43.205 

berechtigten Kindern und Jugendlichen haben 40.279 Kinder und Jugendliche den 

Schulbedarf erhalten. Damit wurde dieses Angebot im Vergleich zu allen anderen 

Angeboten des Bildungs- und Teilhabepakets am häufigsten genutzt.   

 

 kostenloses Mittagessen für Kinder und Jugendliche, die Kitas, Schulen oder Horte 

besuchen, an denen regelmäßig warme Mahlzeiten angeboten werden. In Kitas haben 75 

Prozent aller berechtigten Kinder ein kostenloses Mittagessen in Anspruch genommen. 

Die tatsächliche Inanspruchnahme liegt wahrscheinlich sogar noch höher, da aus 

technischen Gründen noch nicht alle Daten erfasst werden konnten. Mehr als ein Drittel 

aller leistungsberechtigten Schülerinnen und Schüler haben im Jahr 2012 am kostenlosen 

gemeinsamen Mittagessen teilgenommen: Von 42.335 anspruchsberechtigten 

Schülerinnen und Schülern waren das 16.572,  eine deutliche Steigerung gegenüber dem 

Schuljahr 2010/11. Mit dem Ausbau der Ganztagsschulen und der Schulkantinen wird 

diese Quote voraussichtlich weiter steigen. Außerdem wird die Schulbehörde Chipkarten 

in den Schulkantinen der Grundschulen zum Bezahlen einführen, um den 

anspruchsberechtigen Kindern die Teilnahme zu erleichtern. Dadurch entfällt ein 

gesondertes Abrechnungsverfahren für diese Schülergruppe. 

 

 Soziokulturelle Teilhabe  Dieser Begriff beinhaltet Angebote zum Mitmachen in Kultur, 

Sport und Freizeit für Kinder und Jugendlichen bis 18 Jahre. So wird beispielsweise ein 

monatlicher Beitrag für den Sportverein oder die Musikschule von bis zu zehn Euro 

übernommen.  Die Inanspruchnahme dieses Angebots ist in Hamburg höher als in 

anderen Städten und Kommunen, wenn man die Anzahl der vom deutschen Städtetag 

gezählten Anträge im Bundesdurchschnitt mit dem tatsächlich in Anspruch genommen 

Angebot der soziokulturellen Teilhabe in Hamburg vergleicht. Von 43.205 

leistungsberechtigten Kindern und Jugendlichen haben 7.472 Kinder und Jugendliche das 

Angebot in Anspruch genommen. Dabei werden bisher sportliche Angebote in Hamburg 

deutlich stärker genutzt als kulturelle Angebote. Generell steigt die Zahl der Kinder und 

Jugendliche, die dieses Angebot in Anspruch nehmen stetig, so dass die derzeitige 

Nachfrage nach soziokultureller Teilhabe in Hamburg an dritter Stelle steht. Trotz dieses 

ersten Erfolgs möchte der Senat mit diesem Angebot künftig noch mehr Kinder und 

Jugendliche aus sozial schwachen Familien erreichen. So sollen künftig in Gesprächen 

zur Eingliederungshilfe in den Jobcentern und im Bereich der Jugendhilfe 

leistungsberechtigte Familien noch zielgerichteter auf das Bildungs- und Teilhabepaket 

angesprochen werden.   

 

 Ausflüge und Reisen in Kitas und Schulen Die Teilhabe hängt davon ab, ob und in 

welchem Umfang Ausflüge und Reisen tatsächlich unternommen werden. Grundsätzlich 

gibt es einen Trend zu vermehrter Inanspruchnahme. Erfahrungsgemäß finden in Schulen 

mehr Ausflüge und Klassenreisen als Tagesausflüge und Reisen in Kitas statt, so dass die 

Teilhabe in Schulen hier auch entsprechend höher ausfällt als in Kitas. Auch dieses 

Angebot wird in Hamburg im Vergleich zu einer Umfrage des Deutschen Städtetags öfter 

genutzt als es Anträge im bundesweiten Durchschnitt gibt. 
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 Lernförderung Im Zusammenhang mit dem Bildungs- und Teilhabe-Paket wird seit dem 

Schuljahr 2011/2012 allen Schülerinnen und Schülern in Hamburgs Schulen ein 

kostenloses Nachhilfeangebot gemacht. Die Teilnahme ist unbürokratisch und einfach 

organisiert: Die Schulen vereinbaren mit leistungsschwachen Schülerinnen und Schülern 

eine verbindliche Teilnahme und organisieren die entsprechenden Kurse direkt in der 

Schule. Im Schuljahr 2011/2012 nahmen bisher 15.051 alle 156.402 Schülerinnen und 

Schüler der allgemeinbildenden staatlichen Schulen an dem neuen Angebot teil, das sind  

rund zehn Prozent. Die Teilnahmequote von Schülerinnen und Schülern aus 

leistungsberechtigten Familien ist mit rund elf Prozent sogar etwas höher. 4.542 der 

42.335 anspruchsberechtigten Schülerinnen und Schüler nahmen teil – das sind rund elf 

Prozent. Mit rund 18 Prozent ist die Teilnahmequote der Kinder von Asylbewerbern 

besonders hoch. Insgesamt wurden von August 2011 bis Februar 2012 den Hamburger 

Schülerinnen und Schülern 381.154 zusätzliche Lernstunden auf diesem Wege 

ermöglicht, davon 129.982 über das Bildungs- und Teilhabepaket.  

 

 Schülerbeförderung Schülerinnen und Schüler, die eine weiterführende Schule 

besuchen und einen weiten Schulweg haben, können in Hamburg eine kostenlose 

Schülerfahrkarte bekommen, wenn deren Eltern leistungsberechtigt sind. Bevor das 

Bildungs- und Teilhabepaket eingeführt wurde, haben rund 4.000 Schülerinnen und 

Schüler (2010) diese Fahrkarte genutzt. Seit der Einführung des Bildungs- und 

Teilhabepakets sind es rund 4.900 Schülerinnen und Schüler (2011). Weil aus dem 

Bildungs- und Teilhabepaket nur ein Teil der Kosten für Schülerbeförderung finanziert 

wird, stockt Hamburg aus eigener Kraft die Mittel auf und ermöglicht so den 

anspruchsberechtigten Schülerinnen und Schülern die kostenlose Benutzung von Bus und 

Bahn. Auch der Kreis der anspruchsberechtigten Schülerinnen und Schüler wird durch 

weitere Zuschüsse deutlich vergrößert. Zusätzlich werden seit dem Schuljahr 2011/2012 

auch Schülerinnen und Schüler der Oberstufe entsprechend befördert.  

 

 Schulische Sozialarbeit Seit dem Schuljahr 2011/12 hat die Schulbehörde 122 

zusätzliche Stellen für Erzieher und Sozialpädagogen geschaffen (108 davon über das 

Bildungs- und Teilhabe-Paket), um die inklusiven Bildungsangebote in den Schulen zu 

unterstützen. Die genannten Stellen werden gezielt eingesetzt, um präventiv Schülerinnen 

und Schüler mit den Förderschwerpunkten Lernen, Sprache sowie emotionale und soziale 

Entwicklung zu fördern. 
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Hintergrundinformationen 

Das Bildungs- und Teilhabepaket ist in Hamburg am 1. April 2011 rückwirkend zum 1. Januar 

2011 in Kraft getreten. Ausgelöst wurde es durch ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts, 

dass die Berechnung der Hartz-IV-Sätze für Kinder für unzulässig erklärt hatte. Stattdessen 

sollte mehr Geld in die Bildung von Kindern bedürftiger Eltern fließen. Bundesarbeitsministerin 

Ursula von der Leyen (CDU) entschied sich mit dem Bildungs- und Teilhabepaket für Sach- 

und Dienstleistungen, die neben dem Regelsatz zu gewähren sind und direkt bei den Kindern 

und Jugendlichen ankommen.  

Seitdem haben bedürftige Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene einen Rechtsanspruch 

aufs Mitmachen - bei Tagesausflügen und dem Mittagessen in Kita, Hort und Schule, bei 

Musik, Sport und Spiel in Vereinen und Gruppen. Das Angebot gilt für Kinder, Jugendliche und 

junge Erwachsene bis 25 Jahre, die aus einkommensschwachen Familien stammen. 

Ausnahme sind die Leistungen zum Mitmachen in Kultur, Sport und Freizeit – hier liegt die 

Altersgrenze bei 18 Jahren. 

In Hamburg sind rund 78.000 Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene berechtigt, das Bildungs- und 

Teilhabepaket in Anspruch zu nehmen, wenn ihre Eltern nach dem Sozialgesetzbuch II (= 

Arbeitslosengeld oder Sozialgeld) leistungsberechtigt sind oder Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz, dem Sozialgesetzbuch XII Sozialhilfe, Kinderzuschlag oder Wohngeld 

beziehen.  

Für LeistungsempfängerInnen nach dem Sozialgesetzbuch XII, dem Asylbewerberleistungsgesetz, für 

Wohn- und Kindergeldbezieher sind die Ämter für Grundsicherung und Soziales in den Bezirken 

zuständig. LeistungsempfängerInnen nach dem Sozialgesetzbuch II müssen sich grundsätzlich an das 

Jobcenter team.arbeit.hamburg wenden. Für das Mittagessen in Schulen, die Lernförderung und die 

Schülerbeförderung ist die jeweilige Schule zuständig. 

 

Mehr Informationen zum Bildungs- und Teilhabepaket sowie die ausführlichen Ergebnisse der 

Hamburger Evaluation mit allen Zahlen und Fakten finden Sie im Internet unter: 

www.hamburg.de/bildungspaket  

http://www.hamburg.de/bildungspaket
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Zahlen und Fakten zum Bildungs- und Teilhabepaket 
Pressekonferenz der BASFI und der BSB am 29. März 2012 

Hamburg im Vergleich zum bundesweiten Durchschnitt 

 

 

Leistungsart 

 

Ergebnisse Umfrage 

Deutscher Städtetag 

(DST) 

 

 

Anzahl der Anträge 

 

 

Ergebnisse 

Zwischenbericht 

Evaluation Hamburg 

 

tatsächlich in 

Anspruch 

genommene 

Leistungen 

  

45 % insgesamt 

  

 

keine erfassten 

Anträge  

 

Kostenloses 

Mittagessen 

  

              27,4 %  SGB II        

                      5 %  SGB XII   

 21 % Wohngeld/KIZ  

 

 

37,4 % SGB II 

23,6 %SGB XII 

30,4 % Wohngeld/KIZ 

 

Ausflüge und 

Fahrten 

 

 

19,4 % SGB II  

23,4 % SGB XII  

18,8 % Wohngeld/KIZ  

 

 

 

Mehrtägige Fahrten* 

21,2 % SGB II 

46,1 % SGB XII 

41,4 % Wohngeld/KIZ 

 

Eintägige Ausflüge 

8,4 % % SGB II 

13,0 % SGB XII 

8,3 % Wohngeld/KIZ 

 

Soziokulturelle 

Teilhabe 

 

 

16 % SGB II,  

16 % SGB XII  

15,2 % Wohngeld/KIZ 

 

17,3 % SGB II, 

16,6 % SGB XII 

17,8 % Wohngeld/KIZ 

 

Lernförderung 

 

   

 5,3 % SGB II,  

 7,5 % SGB XII  

 3,8 % Wohngeld/KIZ 

 

8,5 % SGB II, 

6,8 % SGB XII 

5,5 % Wohngeld/KIZ 

 

Schülerbeförderung 

 

 

  8 % SGB II,  

10,4 SGB XII  

  6 % Wohngeld/KIZ 

 

8,1 % SGB II, 

7,9 % SGB XII 

4,7 % Wohngeld/KIZ 

       * Die tatsächliche Inanspruchnahme ist wahrscheinlich deutlich höher, da für Klassenreisen bisher nur  

          der Zeitraum von Juni bis Dezember 2011 vollständig erfasst wurde. 

 

Für Rückfragen der Medien 
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Nicole Serocka 

Pressestelle der Behörde für Arbeit, Soziales, 

Familie und Integration 

Tel.: (040) 428 63 - 2889 

E-Mail: pressestelle@basfi.hamburg.de 

Peter Albrecht 

Pressestelle der Behörde für Schule 

und Berufsbildung 

Tel: (040) 428 63 - 2003 

E-Mail: pressestelle@bsb.hamburg.de 
 

 

mailto:pressestelle@basfi.hamburg.de
mailto:pressestelle@bsb.hamburg.de
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27. März 2012/bwf27  

Vereinbarungen für HFBK, HfMT und TUHH  

Hamburger Senat gewährt langfristige Finanzierungs- und 

Planungssicherheit durch Vereinbarungen mit den Hamburger 

Hochschulen 

Die Wissenschaftssenatorin und die Präsidenten der Hochschule für bildende Künste (HFBK), der 

Hochschule für Musik und Theater (HfMT) und der Technischen Universität Hamburg-Harburg (TUHH) 

haben sich auf langfristige Hochschulvereinbarungen verständigt, die den Hochschulen eine 

verlässliche und zukunftsfähige Perspektive bieten. Wissenschaftssenatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt 

und die Präsidenten der Hochschulen haben die Vereinbarungen in den letzten Wochen paraphiert. Im 

Oktober 2011 wurde mit der Universität Hamburg die erste Hochschulvereinbarung abgeschlossen. Mit 

den Hochschulvereinbarungen gewährt der Senat eine verlässliche Hochschulfinanzierung bis 2020.  

 

Wissenschaftssenatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: „Mit den nunmehr paraphierten auf die jeweilige 

Hochschule zugeschnittenen Hochschulvereinbarungen erhalten die beiden Kunsthochschulen und die 

Technische Universität Hamburg-Harburg die gleiche Planungssicherheit, wie sie der Universität 

Hamburg bereits zugesichert wurde. In ökonomisch schwierigen Zeiten stellen die langfristigen 

Hochschulvereinbarungen mit einer achtjährigen Laufzeit ein Novum in der Hamburger 

Hochschulsteuerung und in der gesamten Bundesrepublik dar. Die Vereinbarungen sind ein starkes 

Bekenntnis der Stadt zu ihren Hochschulen. Sie sollen eine zuverlässige und stabile 

Zukunftsperspektive schaffen.“ 

 

Martin Köttering, Präsident der Hochschule für bildende Künste: „Die  Vereinbarung ermöglicht 

durch die garantierte finanzielle Ausstattung der HFBK zwar eine Planungssicherheit, perspektivisch 

geht diese jedoch mit einem Personalabbau einher. Angesichts von staatlichem Schuldenabbau und 

Sparzwängen nehme ich die Vereinbarung allerdings ganz konservativ mit dem Motto: lieber weniger 

und langfristig gesichert als riskante Spekulationen auf mehr!“ 

 

Der Senat sorgt mit einer soliden Grundfinanzierung der Hamburger Hochschulen für deren langfristige  

Planungssicherheit und sagt den Hochschulen eine jährliche Steigerung der staatlichen Zuweisungen 

bis 2020 um 0,88 Prozent ab 2014 zu. Grundlage ist ein erhöhtes Globalbudget 2013, in das die 

Kompensation für die Studiengebühren, Tarifsteigerungen der Jahre 2011 und 2012 und Mittel aus 

zentralen Titeln einfließen und welches in den Vereinbarungen definiert wird. Weiterhin erhalten die 

Hochschulen zusätzliche Flexibilität bei Personalangelegenheiten. 
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Prof. Dr. Elmar Lampson, Präsident der Hochschule für Musik und Theater: „Ich bin froh über die 

Klarheit, die die Hochschulvereinbarung bietet. Nun müssen wir mit aller Kraft daran arbeiten, die 

Hochschule trotz der letztlich knapper werdenden Mittel weiter zu entwickeln. Vor allem setze ich 

darauf, dass die neuen Rahmenbedingungen es uns ermöglichen werden, das vorhandene Geld de 

facto flexibler einsetzen zu können.“ 

 

Die Hochschulen verpflichten sich im Gegenzug zu bestimmten Leistungen. Auch zukünftig soll eine 

angemessene Zahl von Studienanfänger- und Studienplätzen bereitgestellt werden, die im 

Wesentlichen aus der bisherigen Größenordnung fortgeschrieben wird. Darüber hinaus verpflichten sie 

sich zu Maßnahmen u.a. in den Bereichen der Weiterbildung, der Forschung, der Internationalisierung 

und der Gleichstellung. 

 

Prof. Dr. Garabed Antranikian, Präsident der Technischen Universität Hamburg-Harburg: „Der 

Abschluss der Hochschulvereinbarung orientiert sich an den aktuellen Erfordernissen der 

Haushaltslage der Freien und Hansestadt Hamburg. Insofern schreibt diese Vereinbarung einen 

minimalen realpolitischen Konsens fest, denn unsere Vorstellungen eines quantitativen und qualitativen 

Wachstums der TUHH für die kommenden Jahre bis 2020 finden in dem Papier keine Entsprechung. 

Dennoch akzeptieren wir, dass mit der Vereinbarung eine Planungsgrundlage für die Zukunft gegeben 

ist, die den Rahmen klar absteckt. Um eine führende Innovationsregion in Deutschland und Europa zu 

werden, sind weitere Investitionen unerlässlich.“ 

 

Der Leistungskatalog der Hochschulen unterscheidet sich naturgemäß aufgrund der 

Unterschiedlichkeit der Hochschulen. Die Leistungszusagen werden in getrennten Ziel- und 

Leistungsvereinbarungen zwischen der Behörde für Wissenschaft und Forschung und der jeweiligen 

Hochschule weiter konkretisiert. 

 

Für Rückfragen: 

Behörde für Wissenschaft und Forschung, Svenja Brandt 

Tel.: 040 – 42863 2322, Mobil: 0171 – 388 24 32 

E-Mail: svenja.brandt@bwf.hamburg.de  
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26. März 2012/bsu26     

 

Gemeinsam für die Tideelbe 

Verständigung zwischen Wirtschaft und Naturschutz an der Unterelbe  

 

Die Norddeutschen Elbanrainer Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein, die Wasser- und 

Schifffahrtsverwaltung des Bundes und die Hamburg Port Authority haben heute den gemeinsam 

beschlossenen Integrierten Bewirtschaftungsplan (IBP) für die Tideelbe vorgestellt. Mit dem 

Gemeinschaftswerk werden die Ziele des Naturschutzes für die Region erstmalig länderübergreifend 

dargestellt. Neu ist auch die umfassende Verständigung des Naturschutzes in den drei Ländern mit der 

Schifffahrtsverwaltung des Bundes und Hamburgs.  

 

Übergeordnetes Ziel ist die Umsetzung der europäischen FFH-Richtlinie (Fauna-Flora-Habitat-

Richtlinie) mit ihren Erhaltungs- und Wiederherstellungsverpflichtungen für die Tideelbe. Dieses Ziel ist 

in den vergangenen Jahren mit den Interessen der Schifffahrt, der Hafenwirtschaft, der Kommunen, 

der Wassersportler und Fischer, des Küstenschutzes und der Wasserwirtschaft abgestimmt worden. 

Die Wiederherstellung eines naturnahen dynamischen Gleichgewichts in und an der Tideelbe stand 

dabei im Vordergrund. Der integrierte Bewirtschaftungsplan ist ab jetzt Leitlinie staatlichen Handelns an 

der Elbe von der Mündung bis Geesthacht. 

 

Um den Zustand der Elbe zu verbessern, haben sich die Partner auf insgesamt mehr als 200 

Maßnahmen geeinigt. Das etwa 46.000 ha große Areal für die Realisierung umfasst die Wasser- und 

Vordeichflächen von Geesthacht bis zur Elbmündung (siehe anliegende Karte). Die Spannweite der 

Maßnahmenvorschläge reicht von der Schaffung von Prielen und Flachwasserzonen (z. B. der 

Schaffung eines Priels in Overhaken in Hamburg) über Programme für Arten und Lebensräume (z.B. 

einem Schutzprogramm für Lachseeschwalben im Neufelder Vorland) bis hin zur Öffentlichkeitsarbeit.  

Viele Maßnahmen sollen bis zum Jahr 2020 umgesetzt werden, einige größere sind jedoch durchaus 

visionär und nur langfristig umsetzbar. 

 

Jutta Blankau, Hamburgs Senatorin für Stadtentwicklung und Umwelt: „Mit dem IBP haben wir 

gemeinsam eine hervorragende Basis für das Management der Unterelbe geschaffen. Jetzt gilt es, am 

Ball zu bleiben: Wir in Hamburg haben bereits einige Projekte angeschoben. “ 

Dr. Juliane Rumpf, schleswig-holsteinische Umweltministerin: „Naturschutz kann nur gelingen, 

wenn wir die verschiedenen Interessengruppen von Anfang an einbinden.“ 

Dr. Stefan Birkner, niedersächsischer Umweltminister: „Das vorliegende, ambitionierte Planwerk ist 

ein Beleg für einen gelungenen Interessenausgleich zwischen den Naturschutz- und 

Nutzungsbelangen!" 

Dr.-Ing. Hans-Heinrich Witte, Präsident der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Nord: 

„Ökologisches Handeln ist eine der tragenden Säulen unseres Selbstverständnisses. Wir planen, 

unterhalten und bauen mit der Natur und den Menschen. An der Tideelbe haben wir jetzt das 

gemeinsame Ziel zum Wohl der Elbe definiert.“ 
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Jens Meier, Geschäftsführer der Hamburg Port Authority: „Die Elbe ist die Lebensader für die 

Logistikwirtschaft im Norden. Gleichzeitig ist sie ein einmaliger Naturraum. Dank der gemeinsamen 

Initiative, die Anforderungen von Natur und Wirtschaft zukünftig besser in Einklang zu bringen, haben 

wir nun eine klare Orientierung für die Planung und Umsetzung wichtiger Infrastrukturmaßnahmen.“  

 

Der Plan ist das Ergebnis eines transparenten und öffentlichen Abstimmungsprozesses. Zwei 

Planungsgruppen mit insgesamt etwa 100 Mitgliedern haben Maßnahmen und Inhalte des Plans über 

vier Jahre intensiv diskutiert und entwickelt. 

Hintergrund 

Der Integrierte Bewirtschaftungsplan für das Elbeästuar (IBP) wurde auf Grundlage eines Abkommens vom 

September 2007 zwischen den Ländern Niedersachsen, Hamburg und Schleswig-Holstein sowie der Wasser- 

und Schifffahrtsdirektion Nord und der Hamburg Port Authority erstellt. Zum Elbeästuar gehören die Wasser- und 

Vordeichflächen der Elbe von Geesthacht bis zur Elbmündung. 

Mit dem Plan setzen die fünf Partner die Vorgaben der europäischen FFH-Richtlinie (Fauna-Flora-Habitat-

Richtlinie) um. Hiernach sollen für die Gebiete des europäischen Netzes NATURA 2000 Managementpläne 

erstellt werden, die dazu beitragen, einen günstigen Zustand der Gebiete zu und damit die  biologische Vielfalt zu 

erhalten. 

Ziele des IBP sind u. a. die transparente Darstellung der Naturschutzziele, die Vorbereitung von Maßnahmen zur 

Erhaltung und Entwicklung, die Bereitstellung eines Orientierungsrahmens für Projekte und Maßnahmen und die 

Bereitstellung einer Beurteilungsgrundlage bei Beeinträchtigungen.  

Das Bearbeitungsgebiet erstreckt sich über eine Stromlänge von etwa 148 km von Geesthacht bis zum 

Nationalpark Wattenmeer. Mit einer Fläche von insgesamt etwa 46.000 ha umfasst es auch die Wasserflächen 

der Norder- und Süderelbe im Hamburger Hafen, die zwar nicht zum europäischen Netz NATURA 2000 gehören, 

aber als Verbindungskorridore eine wichtige Funktion erfüllen.  

Alle Aspekte und Maßnahmen des Plans wurden in zwei Planungsgruppen ausführlich diskutiert und abgestimmt. 

Mitglieder der Planungsgruppen waren u.a. Vertreter von Schifffahrt, Hochwasserschutz, Landwirtschaft, 

Fischerei, Jagd, Tourismus, Naturschutz, Wasserwirtschaft, Verkehr und Industrie.  

 

Mehr dazu im Internet unter: http://www.natura2000-unterelbe.de/links-Gesamtplan.php 

 

Kontakt: Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, Frank Krippner, T: (040)428.40-2051;  pressestelle@bsu.hamburg.de 
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28.3.2012/bsu28 

 

Hamburg macht mit beim „CDP-Cities“- Programm 

Hansestadt entwickelt mit mehr als 40 Städten Strategien für den 

Klimaschutz 

 

Das „CDP-Cities“- Programm ermöglicht weltweit Städten, Emissionsdaten nach einheitlichen 

Standards zu erheben, zu vergleichen und daraus gemeinsame Strategien im Kampf gegen den 

Klimawandel zu entwickeln. 

 

Senatorin Jutta Blankau: „Wir freuen uns, mit dem Carbon Disclosure Project bei der Entwicklung 

einer standardisierten Reporting-Plattform für Klimawandel zusammenzuarbeiten. Diese weltweite 

Plattform wird unseren Stadtplanern helfen, internationale Erfahrungen in die nachhaltige Entwicklung 

Hamburgs einfließen zu lassen.“ 

 

Hamburg erweist sich schon jetzt beim Klimaschutz im internationalen Städtevergleich als Vorbild. 

Während zum Beispiel Tokio für 2020 eine CO2-Senkung um 25 Prozent anstrebt, leistet die 

Hansestadt ihren Beitrag dazu, den CO2-Ausstoß bis 2020 um 40 Prozent zu senken. Etwa 400 

Maßnahmen sind dafür im Hamburger Klimaschutzkonzept verankert. Chicago listet dagegen lediglich 

35 Maßnahmen auf. Der CDP Cities Report, der  2011 erstmals veröffentlicht wurde, ist auf 

www.cdproject.net veröffentlicht. 

 

Kontakt: 

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 

Kerstin Graupner, 

T: (040)428.40-32 49, 

pressestelle@bsu.hamburg.de. 

 

http://www.cdproject.net/
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27.03.2012/kb27 

 

Kultursenatorin würdigt Arbeit der Hamburger Geschichtswerkstätten 

Senatsempfang und Ausstellung „Hilfe für Verfolgte in Hamburg 

1933- 1945“ 

 

Mit einem Senatsempfang im Rathaus hat Kultursenatorin Prof. Barbara Kisseler heute die Arbeit der 

Hamburger Geschichtswerkstätten gewürdigt. Parallel startete im Rathaus die Ausstellung „Hilfe für 

Verfolgte in Hamburg 1933- 1945“, die von den Geschichtswerkstätten konzipiert und realisiert wurde. 

 

Kultursenatorin Prof. Barbara Kisseler würdigte die Arbeit der Geschichtswerkstätten: „Die 

Geschichts-werkstätten halten durch ihre Arbeit die Hamburger Geschichte lebendig. Damit leisten sie 

einen großen Beitrag zum kollektiven Gedächtnis Hamburgs und suchen bundesweit Ihresgleichen. 

Den ehrenamtlichen Mitarbeitern der Geschichtswerkstätten möchte ich für ihre einzigartige und sehr 

wichtige Arbeit herzlich danken.“  

 

Auf 34 Tafeln der Ausstellung „Hilfe für Verfolgte in Hamburg 1933- 1945“ beleuchten die Hamburger 

Geschichtswerkstätten die Schicksale von Verfolgten und von Menschen, die ihnen während der Hitler-

Diktatur Hilfe geleistet haben.  

 

Prof. Barbara Kisseler: „Jede Helfer-Geschichte zeigt uns, dass gesellschaftliche Verhältnisse eben 

nicht unabänderliches Schicksal sind, dem man sich ergeben muss, sondern dass couragiertes 

Eintreten für bedrängte und gefährdete Mitmenschen immer wieder geboten ist. Dabei sind es gerade 

diese stillen aber sehr persönlichen Gesten Einzelner, die Unterschlupf gewährt haben, sich 

solidarisierten, Lebensmittel organisierten oder auch zur Flucht verholfen haben, die uns berühren und 

beeindrucken.“ 

 

Die Ausstellung und das 2010 erschienene gleichnamige Buch wurden erarbeitet von Ulrike Hoppe 

(Projektleitung), Dr. Erika Hirsch, Dr. Eva Lindemann, Gabriele von Malottki, Ursula Pietsch, Sielke 

Salomon und Ulrike Sparr. Die bereits 2010 entstandene Ausstellung wurde 2011 und 2012 erweitert, 

und wird ständig weiter aktualisiert. Die Ausstellung kann bei den Hamburger Geschichtswerkstätten 

ausgeliehen werden. 

 

Die Ausstellung in der Rathausdiele ist noch bis zum 20. April zu sehen. Öffnungszeiten im Rathaus: 

Mo – Fr, 7-19 Uhr / Sa und So, 10-16 Uhr / Eintritt frei 

 

Für Rückfragen: 

Stefan Nowicki 

Pressestelle der Kulturbehörde 

040 / 42824 – 226 

pressestelle@kb.hamburg.de 
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28.03.2012/kb28 

 

Kulturbehörde vergibt 224.000 Euro für die Spielzeit 2012/2013 

 

Förderung von Projekten der Hamburger Privattheater 

 

Die Entscheidung über die Projektförderung der Privattheater für die Spielzeit 2012/2013 ist gefallen: 

Die Kulturbehörde hat auch in diesem Jahr eine Förderung von insgesamt 224.000 Euro für Projekte 

an den Hamburger Privattheatern vergeben. Die dreiköpfige Jury, der Elisabeth Burchhardt (NDR 

90,3), Patrick Giese (Hamburger Volksbühne) und Steffen Sünkel (Deutsches Schauspielhaus) 

angehörten, hat insgesamt zwölf Projekte ausgewählt und für eine Förderung vorgeschlagen. 

 

Kultursenatorin Prof. Barbara Kisseler: „Dem ausgewogenen Vorschlag der Jury schließe ich mich 

gern an und ich freue mich, dass auch in diesem Jahr wieder eine große Anzahl von Projekten in den 

unterschiedlichen Genres von der Kulturbehörde gefördert werden können. Die Privattheater sind ein 

unverzichtbarer Bestandteil der großen Hamburger Theaterszene und sie ergänzen das Angebot der 

staatlichen Bühnen mit ihren vielfältigen Programmen. Mit dieser Förderung wird es den Privattheatern 

möglich, ihr Angebot um besondere und herausragende Inszenierungen zu erweitern und diese dem 

Hamburger Publikum und den Gästen der Stadt zu präsentieren.“ 

  

Folgende Projekte werden in der Spielzeit 2012/13 gefördert: 

 

Theater Produktion 

Engelsaal „Die Überfahrt“ 

Hamburger 

Sprechwerk 

„Der Bau“ 

Kleines Hoftheater „Das weiße Rössl“ 

Lichthof Theater „Nach dem Sturm“  

Lichthof Theater „Der Wonderful Zauberer von OZ“ 

monsun theater „Die ganzen Wahrheiten“  

Mut Theater    „Romeo und Julia orientalisch“ 

Opernloft   „Tristan und Isolde“ 

Polittbüro „70 Hundejahre“ 

Theater Kontraste  „Die Firma dankt“   

Theater Kontraste „Hund, Frau, Mann“    

Theater N.N.  „Storm“   

 

Für Rückfragen: 

Stefan Nowicki 

Pressestelle der Kulturbehörde 

040 / 42824 - 226 

pressestelle@kb.hamburg.de 
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29.3.2012/br29 

 

An der 895. Sitzung des Bundesrates am 30. März 2012 nehmen 

Erster Bürgermeister Olaf Scholz, Senator Detlef Scheele und 

Staatsrat Wolfgang Schmidt teil 

 

Die Tagesordnung umfasst 66 Punkte. 

 

Umgehung von Arbeitnehmerschutzrechten verhindern 

Um dem zunehmenden Trend von Outsourcing und Lohndumping auf Kosten der Arbeitnehmer 

entgegenzutreten, hat Hamburg mit anderen Ländern den Entschließungsantrag „Umgehung von 

Arbeitnehmerschutzrechten durch Werkverträge verhindern – jetzt“ in den Bundesrat eingebracht. Die 

Aushebelung von Arbeitnehmerrechten durch Werkvertragskonstruktionen wird durch einen fehlenden 

gesetzlichen Mindestlohn, zu wenig Einfluss der Betriebsräte und dem Fehlen von klaren Regeln und 

Kontrollmöglichkeiten, insbesondere bei Scheinwerkverträgen und unerlaubter 

Arbeitnehmerüberlassung, begünstigt. Hamburg kritisiert diese Situation und fordert die 

Bundesregierung auf, entschieden gegen solche Entwicklungen vorzugehen und die Missstände zu 

beseitigen.  

 

Bundesrat berät über Novelle des Erneuerbaren-Energien-Gesetz  

Mit der Novelle zum Erneuerbaren-Energien-Gesetz (EEG) haben Bundesregierung und 

Regierungskoalition die Erneuerbaren Energien Branche sowie die Bürgerinnen und Bürger massiv 

verunsichert und die Energiewende erschwert. Hamburg wird daher den von Baden-Württemberg und 

Rheinland-Pfalz eingebrachten Antrag „Energiewende voranbringen: Investitionssicherheit, Planbarkeit 

und Kostendeckung der Photovoltaikförderung durch das Erneuerbare-Energie-Gesetz“ unterstützen. 

Dieser Antrag lehnt die im ursprünglichen Gesetzentwurf vorgesehene Möglichkeit zur 

Vergütungskürzung für Erneuerbare Energien durch die Bundesregierung ohne Beteiligung von 

Bundesrat und Bundestag ab. Hiervon wäre insbesondere die in Hamburg ansässige 

Windenergiebranche massiv betroffen. Grundsätzlich unterstreicht der Bundesrat mit diesem Antrag 

die Bedeutung der Photovoltaik für die Energiewende in Deutschland. Gleichzeitig bekennt er sich zu 

den bereits gesetzlich verankerten Förderkürzungen durch das EEG. Die abrupte Absenkung des 

Förderniveaus von 20 bis über 30 Prozent im Bereich der Photovoltaik lehnen die Länder jedoch ab. 

Ohne ausreichende Übergangsregelungen wären durch die Novelle zahlreiche Unternehmen in ihrer 

Existenz bedroht und Arbeitsplätze gefährdet. Vor diesem Hintergrund wird in diesem Antrag gefordert, 
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dass die bisherigen Regelungen fortbestehen, die einen planbaren, moderaten Rückgang der 

Förderung vorsehen.   

 

Schluss mit ständigen Preisschwankungen an Tankstellen 

Dem Bundesrat liegt ein Antrag vor, der die Bundesregierung auffordert, gegen die für Verbraucher 

nicht mehr nachvollziehbaren Preisschwankungen an Tankstellen einzuschreiten. So waren im letzten 

Jahr Preissteigerungen von bis zu 14 Cent innerhalb weniger Stunden zu beobachten. Es wird 

vorgeschlagen, den Tankstellen in Anlehnung an Modelle anderer Länder (z.B. Österreich oder 

Australien) künftig nur noch eine Preiserhöhung pro Tag zu erlauben – Preissenkungen sollen jederzeit 

möglich bleiben. Zusätzlich soll der Verbraucher mit einem entsprechenden Internetangebot über die 

aktuellen Benzin- und Dieselpreise informiert werden. Außerdem soll das Verbot von so genannten 

Preis-Kosten-Scheren dauerhaft gesetzlich verankert werden. Mit dieser Regelung würde es großen, 

marktmächtigen Unternehmen untersagt, von kleineren Unternehmen Preise zu verlangen, die über 

denen liegen, zu denen sie Kraftstoffe selbst auf dem Markt anbieten. 

 

Bestellbutton für Internetverträge kommt  

Zum besseren Schutz vor Kosten- und Abofallen im Internet wird mit einem Gesetz zum Schutz der 

Verbraucherinnen und Verbraucher im elektronischen Geschäftsverkehr eine sog. „Buttonlösung“ 

gesetzlich verankert. Ein Vertrag im Internet über eine vergütungspflichtige Leistung kommt nur dann 

zustande, wenn der Verbraucher unmittelbar bevor die Bestellung abgegeben wird, klar und 

verständlich in hervorgehobener Weise über bestimmte Kernelemente des Vertrages wie die 

Mindestlaufzeit, Lieferungsvorbehalte oder Nebenkosten informiert wird. Der Verbraucher muss durch 

eine Schaltfläche - einen speziellen „Button" - gewarnt werden, bevor er eine Zahlungsverpflichtung 

eingeht. Unternehmen müssen künftig die Bestellschaltfläche mit den Worten „zahlungspflichtig 

bestellen" oder einer anderen ebenso unmissverständlichen Beschriftung versehen.  

 

Kampf der Piraterie auf den Weltmeeren 

Der Bundesrat befasst sich mit einem Entschließungsantrag zum Schutz von Schiffe, unter deutscher 

Flagge vor Piraterieangriffen. Deutschland ist als Schifffahrtsnation ganz besonders von dieser 

„Geißel“ der Seefahrt betroffen. Die moderne Piraterie gefährdet Leib und Leben von Seeleuten und 

verursacht enorme wirtschaftliche Schäden. Die Bundesregierung wird mit dem Antrag aufgefordert, 

zeitnah das entsprechende Gesetzgebungsverfahren für eine Zertifizierung privater Sicherheitskräfte 

zum Einsatz auf deutschflaggigen Schiffen als Eigensicherungsmaßnahmen der Reeder einzuleiten. In 

besonderen Gefährdungslagen sollen diese Schiffe zudem von hoheitlichen Sicherheitskräften 

begleitet werden. Die Bundesregierung wird aufgefordert, entsprechende Kräfte von Bundespolizei 

oder Bundeswehr zur Verfügung zu stellen. Hamburg ist allerdings der Auffassung, dass auch der 

Einsatz zertifizierter Sicherheitskräfte kein Ersatz für fehlendes Engagement des Bundes bei der 

Bekämpfung der Piraterie sein darf. Die deutschflaggigen Schiffe sollten unter dem Schutz  hoheitlicher 
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Sicherheitskräfte stehen. Der Einsatz privater Sicherheitskräfte ist nach Auffassung Hamburgs nur 

unter Führung von Kräften der Bundeswehr oder der Bundespolizei denkbar. 

 

Wie viel Strom verbraucht mein Fernseher? 

Künftig müssen Fernsehgeräte und Autoreifen mit einem für die Verbraucher klar erkennbaren Etikett 

versehen sein, das den  Energie- bzw. Ressourcenverbrauch der Produkte beziffert, wie es bisher 

beispielsweise bereits für Kühlschränke und Waschmaschinen gilt. Auch in der Werbung dürfen diese 

Angaben nicht fehlen. Ein Verstoß gegen die Auflagen hat Konsequenzen, die bis zur Herausnahme 

eines Produktes vom Markt reichen können. Daneben werden die rechtlichen Voraussetzungen 

geschaffen, um die Kennzeichnungspflichten auf weitere energieverbrauchsrelevante Produkte 

auszudehnen. 

 

Anpassung des Euratom-Vertrages  

Hamburg fordert mit der Mehrheit der Länder im Bundesrat die Überarbeitung des Euratom-Vertrages. 

Dieser europäische Vertrag besteht nahezu unverändert seit seinem Inkrafttreten im Jahre 1958 und 

regelt die Nutzung der Kernenergie in Europa. Spätestens seit der Reaktorkatastrophe im japanischen 

Fukushima und dem deutschen Ausstieg aus der Atomkraft ist der Euratom-Vertrag überholt. Er 

entspricht nicht mehr den heutigen Anforderungen an die Sicherheit von Atomkraftwerken. Der 

Bundesrat setzt sich dafür ein, die Sicherheit aller europäischen Atomkraftwerke durch europaweit 

einheitliche, hohe Sicherheitsstandards zu verbessern und diese durch sogenannte Stresstests zu 

überprüfen. Darüber hinaus wurde beantragt, die Forschungsförderung im Rahmen des EU-

Programms „Horizont 2020“ auf erneuerbare Energien, Effizienzsteigerung sowie eine sichere und 

nachhaltige Energieversorgung auszurichten. 

 

Gegen europäische Vorschriften für Dienstleistungskonzessionen  

Dienstleistungskonzessionen unterliegen bisher nicht dem europäischen Vergaberecht. Durch einen 

Richtlinienvorschlag zur Konzessionsvergabe will die Europäische Kommission dies ändern. Hamburg 

hat hierzu gemeinsam mit weiteren Bundesländern eine umfangreiche Stellungnahme in den 

Bundesrat eingebracht. Aus Sicht der Länder ist die vorgeschlagene Richtlinie nicht erforderlich, da die 

Konzessionsvergabe bereits durch die europäischen Verträge sowie einschlägige Rechtsprechung 

ausreichend geregelt ist. Insbesondere für die sensiblen Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge wie 

dem Energiesektor, der Wasserversorgung, dem öffentlichen Personennahverkehr oder bei 

hafenbezogenen Dienstleistungen bietet der Richtlinienvorschlag keinen Mehrwert, sondern gefährdet 

unter Umständen die dort gewachsenen, zuverlässigen Strukturen. Zudem wird die Vergabepraxis 

durch zusätzliche bürokratische Vorgaben unnötig verkompliziert und verteuert. Gleichzeitig schränkt 

dies die notwendige Flexibilität der Mitgliedsstaaten bei der Ausgestaltung der 

Dienstleistungskonzessionen ein. Bei einer Konzessionsvergabe wird zwischen einem öffentlichen 
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Auftraggeber (z.B. einer Kommune) und einem privaten Unternehmen ein entgeltlicher Vertrag über die 

Erbringung einer „öffentlichen Leistung“ (wie beispielsweise der Wasserversorgung) geschlossen.  

 

Änderung des europäischen Vergaberechts  

Die Änderung des Vergaberechts ist eine von zwölf „Flaggschiff-Initiativen“ der im Frühsommer 2011 

von EU-Kommissar Barnier vorgestellten Binnenmarktakte („Single Market Act“). Insbesondere für 

kleine und mittlere Unternehmen wird der Abbau vergaberechtliche Hürden angestrebt. Hamburg hat 

gemeinsam mit weiteren Ländern eine umfangreiche Stellungnahme in den Bundesrat eingebracht. Die 

antragstellenden Länder begrüßen zwar grundsätzlich die notwendige Modernisierung des 

Vergaberechts, fürchten allerdings, dass die notwendige Vereinfachung mit den vorgelegten 

Vorschlägen gerade nicht erreicht wird. Insbesondere lehnen sie den Vorschlag der EU ab, wonach in 

den Mitgliedsstaaten eine nationale Aufsichtsstelle eingerichtet werden soll. Ein weiteres Ziel der 

Vorlage ist die Bekämpfung von Korruption und Vetternwirtschaft bei der Vergabe staatlicher Aufträge. 

Hierzu enthalten die Richtlinien konkrete Regelungen, mit den Unternehmen wegen fehlender 

Zuverlässigkeit von öffentlichen Vergabeverfahren ausgeschlossen werden können.  

 

Mehr Schutz von Daten im Internet 

Die Europäische Kommission beabsichtigt die Online-Rechte auf Wahrung der Privatsphäre zu stärken 

und der digitalen Wirtschaft Europas neue Impulse zu verleihen. Die bisher geltenden Regelungen 

haben nach Auffassung der Kommission nicht verhindern können, dass der Datenschutz in den 

Mitgliedstaaten unterschiedlich gehandhabt wird; dies führe zu Rechtsunsicherheit und der weit 

verbreiteten Meinung, dass speziell im Internet der Datenschutz oftmals unzureichend gewährleistet 

sei. Durch den raschen Fortschritt der Informationstechnologien und deren Nutzung im privaten und 

geschäftlichen Bereich steht der Datenschutz vor neuen Herausforderungen. Flankiert wird die 

Verordnung durch einen Richtlinienvorschlag bezüglich der polizeilichen und justiziellen 

Zusammenarbeit in Strafsachen. Dieser zielt darauf ab, ein hohes, einheitliches Datenschutzniveau bei 

der Verarbeitung personenbezogener Daten zu garantieren und damit das gegenseitige Vertrauen 

zwischen den Polizei- und Justizbehörden verschiedener Mitgliedstaaten zu stärken sowie den freien 

Datenverkehr und die Zusammenarbeit zwischen Polizei- und Justizbehörden zu erleichtern. 

 

Für Rückfragen: 

Sabine Spitzer 

Freie und Hansestadt Hamburg, Vertretung beim Bund 

Tel. 0 30 – 2 06 46-109 

www.hamburg.de/landesvertretung 

 

http://www.hamburg.de/landesvertretung
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Terminkalender  Vom 2. April bis 5. April 2012 

Die Hinweise dienen nur zur Information; sie gelten nicht als Einladung. Auskünfte über 
Fototermine und Möglichkeiten der Berichterstattung, die im Rathaus stattfinden,  werden 
unter der Rufnummer 428 31 - 2182 erteilt. 
 
 
Montag, den 02.04.2012 
11:00 Rathaus Seevetal, Kirchstraße 11, 21218 Seevetal 
 Staatsrat Jens Lattmann, Bezirksamtsleiter Thomas Ritzenhoff und 

Bürgermeister Günter Schwarz unterzeichnen das Verwaltungsabkommen 
über den Beitritt der Gemeinde Seevetal zum D115-Verbund und schalten 
den telefonischen Bürgerservice für die Gemeinde Seevetal frei. 
 

15:00 Hamburg Cruise Center 
Senator Frank Horch besucht die MSC Lirica anlässlich ihres ersten Anlaufs 
2012 in Hamburg. 
 

18:00 Elbkuppel des Hotel Hafen Hamburg, Seewartenstraße 9 
 Senator Michael Neumann nimmt am Frühlingsempfang der Internationalen 

Gartenschau teil. 
 

19:00 Elyseé Hotel, Rothenbaumchaussee 10 
Bürgermeister Olaf Scholz spricht anlässlich des Jahresempfangs der 
Landespressekonferenz ein Grußwort. 
 
Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt, Senatorin Prof. Barbara Kisseler, Senatorin 
Cornelia Prüfer-Storck, Senator Detlef Scheele, Senator Dr. Peter Tschentscher, 
Staatsrätin Elke Badde, Staatsrat Wolfgang Schmidt, Staatsrat Jens Lattmann 
und Staatsrat Jan Pörksen nehmen teil. 
 

Dienstag, den 03.04.2012 
13:00 DAK, Foyer, Nagelsweg 27-31 
 Senator Michael Neumann nimmt an der Ausstellungseröffnung zum 100-

jährigen Bestehen des Hamburger Leichtathletik-Verbandes teil. 
 

17:30 Hamburger Zollakademie, Mönckebergstraße 5 
Senatorin Jana Schiedek spricht anlässlich der Eröffnung der Hamburger 
Zollakademie ein Grußwort. 
 

18:00 Hörsaal A der Universität Hamburg 
Senator Detlef Scheele spricht anlässlich der 50. Arbeitssitzung des 
Spendenparlaments. 
 

19:00 Aula der Max-Brauer-Schule, Bei der Paul-Gerhardt-Kirche 1-3  
Staatsrat Dr. Michael Voges nimmt am Symposium zum Thema:“ Jedem Kind 
gerecht werden – der Weg der Max-Brauer-Schule“ teil. 
 

Mittwoch, den 04.04.2012 
Ganztägig Wiener Landesregierung, Lichtenfelsgasse 2, 1010 Wien 

Staatsrat Michael Sachs nimmt vom 04.04.-05.4.2012 an einer Delegationsreise 
der Hamburger Bezirksamtsleiter zur Wiener Landesregierung teil. 
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12:00 Rathaus, Kaisersaal 

Staatsrat Andreas Rieckhof spricht anlässlich der „Fachkonferenz zur 
wirtschaftlichen Entwicklung des Unterelberaums“ ein Grußwort. 
 

13:00 Gymnasium Osterbek, Turnierstieg 24 
 Senator Dr. Peter Tschentscher spricht anlässlich der Einweihung der 

Photovoltaikanlage ein Grußwort. 
 

14:00 Staatliche Gewerbeschule Ernährung und Hauswirtschaft, Brekelbaums Park 6  
Staatsrat Dr. Michael Voges nimmt an der Auftaktveranstaltung des HIBB zum 
Schulentwicklungsplan teil. 
 

14:00 Rathaus, Kaisersaal 
Senator Frank Horch nimmt an einer Gesprächsrunde anlässlich der 
„Fachkonferenz zur wirtschaftlichen Entwicklung des Unterelberaums“ teil. 
 

14:30 Kleinen Saal der Handwerkskammer Hamburg, Holstenwall 12 
Senator Detlef Scheele hält bei der Veranstaltung „Information über das 
Gesetz zur Verbesserung der Feststellung und Anerkennung im Ausland 
erworbener Berufsqualifikationen – Anerkennungsgesetz“ eine Rede. 
 

16:00 Bahnhof Bönningstedt 
Staatsrat Andreas Rieckhof spricht ein Grußwort anlässlich des 1. Spatenstichs 
für den letzten Bauabschnitt des zweigleisigen Ausbaus der Bahnstrecke 
„Bönningstedt-Landesgrenze“. 
 

17:00 Altonaer Kinderkrankenhaus, Bleickenallee 38 
 Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks spricht anlässlich des Frühjahrsempfangs im 

Altonaer Kinderkrankenhaus ein Grußwort. 
 

18:00 Polizeimuseum, Carl-Cohn-Straße 39 
 Senator Michael Neumann spricht anlässlich der Ehrungsveranstaltung 

„Ausgewählter Ort 2012“ ein Grußwort. 
 

Donnerstag, den 05.04.2012 
12:00 Senator Michael Neumann besucht die Hubschrauberstaffel der Polizei 

Hamburg. 
 

15:00 Rathaus, Bürgermeistersaal 
Bürgermeister Olaf Scholz spricht anlässlich des Senatsempfangs für ehemals 
Verfolgte des Nationalsozialismus ein Grußwort. 
 

 
 


